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ANFRA GEBEANTWOR TUNG 
betreffend die schrift7iche Anfrage der Abg. 

L 

Srb, Freundinnen und Freunde vom 9. November 1993, 

Z7. 5517/J-NR/1993 "Entsch7ießungsantrag des 
.J 

Nationa7rates vom 15. Dezember 1992" 

Gemäß Art. 52 Abs. 1 B-VG und § 90 erster Satz des Geschäfts­

ordnungsgesetzes 1975 ist der Nationa7rat befugt, die Ge­
schäftsführung der Bundesregierung zu überprüfen, deren Mitg7ie­

der über a77e Gegenstände der V077ziehung zu befragen und a77e 

einsch7ägigen Auskünfte zu ver7angen. § 90 zweiter Satz des 

Geschäftsordnungsgesetzes 1975 präzisiert die "Gegenstände der 

V077ziehung" - a7so die Gegenstände des Fragerechtes - unter 

Verwendung des Wort7autes des § 2 Abs. 3 des Bundesministerien­

gesetzes 1973. Demgemäß sind darunter zu verstehen: "Regierungs­

akte, Angelegenheiten der behördlichen Verwaltung oder der Ver­

wa7tung d~s Bundes a7s Träger von Privatrechten. " 

Für den Umfang der Pf7icht zur Beantwortung einer par7amenta­
rischen Anfrage ist daher vor a77em von Bedeutung, ob die Frage 

einen "Gegenstand der Vo77ziehung" betrifft. 

Das in Art. 52 Abs. 1 B-VG niederge7egte Fragerecht und die ihm 

korrespondierende Informationspf7icht so77en die Volksvertretung 
.. 

in die Lage versetzen, sich ein Urtei7 darüber zu bi7den, ob die 

Regierungsgeschäfte den von der Volksvertretung beschlossenen 

Geset4en gemäß. desg7eichen aber, ob sie darüber hinaus auch den 

po7itischen Intentionen der V07ksvertretung entsprechend geführt 

werden. Sie finden daher ihre Grenze in den Ingerenzmög7ichkei­

ten, über dfe die Bundesregierung und ihre einze7nen Mitg7ieder 

in ihrem jewei7igen Wirkungsbereich verfügen. 
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Eine parlamentarische Anfrage im Zusammenhang mit einem im Ei­

gentum des Bundes stehenden Unternehmen ist damit so weit vom 
Interpellationsrecht gemäß Art. 52 Abs. 1 B-VG ("Vollziehung des 
Bundes") erfaßt, als in den Organen dieser Unternehmen Verwal­
tungsorgane tät i g werden. Konsequenterwei se unterl i egen daher 

auch nur die Handlungen von Verwaltungsorganen in den Organen 
von Unternehmen der parlamentarischen Interpellation. 

Nicht vom Interpellationsrecht umfaßt sind jedoch Handlungen, 

die von geschliftsfUhrenden Unternehmungsorganen selbst gesetzt 

wer'den. 

Ihre Fragen bezi ehen si eh ausschl i aßl; eh auf Handl ungen von 
Unternehmensorganen und wären daher auch von diesen zu beantwor­
ten. 

Ich habe daher Ihre Anfrage an die öBe weitergeleitet. 
Die entsprechende Stellungnahme darf ich Ihnen in der Beilage 
zur Kenntnis bringen. 

Wi e , am 13. Dezember 1993 

er Bundesminister 
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STELLUNGNAHME DER aBB ZUR PARLAMENTARISCHEN 
ANFRAGE 5517/J-NR/1993 

ZU DEN FRAGEN 1, 2, 3 UND 5: 
"WELCHE SCHRITTE WURDEN VON DEN aBB IN BEFOLGUNG DIESES ANTRAGES 
BISHER GESETZT? 

WELCHE KONKRETEN SCHRITTE SIND BIS WANN GEPLANT? 

WURDE FÜR DIE FINANZIERUNG DIESER MAßNAHMEN SORGE GETRAGEN? 
WENN NEIN: WAS SIND DIE GRÜNDE DAFüR? 

WANN IST MIT DER KONKRETEN UMSETZUNG DIESES ANTRAGES ZU RECH­
NEN?" 

DIE aBB VERFÜGEN GEGENW~RTIG üBER 33 BEHINDERTENGERECHTE REISE­
ZUGWAGEN, DIE INSBESONDERE IM HOCHQUALIFIZIERTEN FERNSCHNELLVER­
KEHR (INTERCITY- UND INTERNATIONALE ZUGVERBINDUNGEN) ZUM EINSATZ 
GELANGEN. 

IM AKTUELLEN WAGENBESCHAFFUNGSPROGRAMM IST EIN ANKAUF WEITERER 
ROLLSTUHLGA'NGIGER REISEZUGWAGEN - IM HINBLICK AUF DIE WIRT­

SCHAFTLICHEN GEGEBENHEITEN - DERZEIT NICHT VORGESEHEN. 

ZU FRAGE 4: 

"WIEVIELE WAGEN MÜßTEN IN BEFOLGUNG DIESES ANTRAGES ZUSA'TZLICH 
IN DIENST GESTELLT WERDEN?" 

FÜR DIE BEHINDERTENKONFORME AUSSTATTUNG S~MTLICHER INTERCITY­
ZüGE W~RE DIE ANSCHAFFUNG 22 ZUS~TZLICHER BEHINDERTENGERECHTER 

REISEZUGWAGEN ERFORDERLICH. DARÜBERHINAUS W~REN DIE IM INTERCI­

TY-VERKEHR EBENFALLS EINGESETZTEN 29 TRIEBWAGENGARNITUREN DER 

REIHE 4010 FÜR DIE ROLLSTUHLBEFÖRDERUNG UMZURÜSTEN. 

AUCH IM INTERNATIONALEN VERKEHR IST DIE BESTÜCKUNG ALLER ZüGE 

MIT ROLLSTUHLGERECHTEN REISEZUGWAGEN NICHT OHNE WEITERES MöG­

LICH, DA NICHT ALLE WAGENL~UFE VON DEN öBB GESTELLT WERDEN UND 
ANDERE BAHNVERWALTUNGEN NICHT ZUM EINSATZ DERARTIGER REISEZUG­
WAGEN ANGEHALTEN WERDEN KaNNEN. 
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FÜR DIE AUSSTATTUNG ALLER MIT ÖBB-WAGEN GEBILDETEN INTERNATIONA­
LEN ZüGE MIT BEHINDERTENGERECHTEM WAGENMATERIAL WÄRE DIE AN­
SCHAFFUNG VON WEITEREN 20 ROLLSTUHLGERECHTEN REISEZUGWAGEN ER­
FORDERLICH. DARüBERHINAUS WÄRE DER EINSATZ VON 31 GEEIGNETEN 
WAGEN DIVERSER FREMDER BAHNEN NOTWENDIG. 
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